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28.6.2017 A8-0234/17 

Änderungsantrag 17 

Takis Hadjigeorgiou, Neoklis Sylikiotis, Marie-Christine Vergiat, Sofia Sakorafa, Rina 

Ronja Kari, Kateřina Konečná, Dimitrios Papadimoulis, Kostadinka Kuneva, Stelios 

Kouloglou, Kostas Chrysogonos, Josu Juaristi Abaunz, Nikolaos Chountis, Jiří 

Maštálka, Miguel Urbán Crespo, Lola Sánchez Caldentey, Estefanía Torres Martínez, 

Xabier Benito Ziluaga, Tania González Peñas, Sabine Lösing 

im Namen der GUE/NGL-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Bezugsvermerk 21 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

– unter Hinweis auf das Engagement 

Russlands in Syrien, einschließlich der 

Unterstützung des Einsatzes von 

chemischen Waffen durch das syrische 

Militär, wodurch das Land weiter 

destabilisiert wird und die Zahl der 

Flüchtlinge, die in der Türkei oder der EU 

Schutz suchen, steigt, 

– unter Hinweis auf die 

destabilisierte Lage in Syrien, durch die 

die Zahl der Flüchtlinge, die in der Türkei 

oder der EU Schutz suchen, steigt, 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/18 

Änderungsantrag 18 

Takis Hadjigeorgiou, Neoklis Sylikiotis, Marie-Christine Vergiat, Sofia Sakorafa, Rina 

Ronja Kari, Kateřina Konečná, Dimitrios Papadimoulis, Kostadinka Kuneva, Stelios 

Kouloglou, Kostas Chrysogonos, Josu Juaristi Abaunz, Nikolaos Chountis, Jiří 

Maštálka, Miguel Urbán Crespo, Lola Sánchez Caldentey, Estefanía Torres Martínez, 

Xabier Benito Ziluaga, Tania González Peñas, Sabine Lösing 

im Namen der GUE/NGL-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 13 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

13. zeigt sich ernsthaft besorgt 

angesichts der beständig schlechter 

werdenden Lage im Südosten der Türkei, 

insbesondere in den Gebieten, in denen 

Sperrstunden verhängt wurden, 

übermäßige Gewalt angewandt wurde und 

Einwohner kollektiv bestraft wurden und 

wo Berichten zufolge etwa 

2 000 Menschen im Zusammenhang mit 

Sicherheitseinsätzen getötet wurden und 

zwischen Juli 2015 und Dezember 2016 

schätzungsweise eine halbe Million 

Menschen vertrieben wurde; stellt fest, 

dass sich die örtlichen Staatsanwälte 

beständig geweigert haben, 

Untersuchungen der mutmaßlichen 

Tötungen einzuleiten, und dass 

unabhängigen Beobachtern der Zugang zu 

dem Gebiet verweigert wurde; weist erneut 

darauf hin, dass die türkische Regierung 

dafür verantwortlich ist, alle ihre Bürger 

unabhängig von ihrer kulturellen oder 

religiösen Herkunft oder ihren Ansichten 

zu schützen; bedauert die weitverbreiteten 

Enteignungen, auch von Eigentum von 

Gemeinden und Kirchen, durch die die 

Rechte religiöser Minderheiten verletzt 

13. zeigt sich ernsthaft besorgt 

angesichts der beständig schlechter 

werdenden Lage im Südosten der Türkei, 

insbesondere in den Gebieten, in denen 

Sperrstunden verhängt wurden, 

übermäßige Gewalt angewandt wurde und 

Einwohner kollektiv bestraft wurden und 

wo Berichten zufolge etwa 

2 000 Menschen im Zusammenhang mit 

Sicherheitseinsätzen getötet wurden und 

zwischen Juli 2015 und Dezember 2016 

schätzungsweise eine halbe Million 

Menschen vertrieben wurde; verurteilt die 

völlige Zerstörung der Stadt Sur und 

anderer kleinerer Städte im Südosten der 

Türkei; stellt fest, dass sich die örtlichen 

Staatsanwälte beständig geweigert haben, 

Untersuchungen der mutmaßlichen 

Tötungen einzuleiten, und dass 

unabhängigen Beobachtern der Zugang zu 

dem Gebiet verweigert wurde; weist erneut 

darauf hin, dass die türkische Regierung 

dafür verantwortlich ist, alle ihre Bürger 

unabhängig von ihrer kulturellen oder 

religiösen Herkunft oder ihren Ansichten 

zu schützen; bedauert die weitverbreiteten 

Enteignungen, auch von Eigentum von 



 

AM\1129583DE.docx  PE605.568v01-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

werden; ist davon überzeugt, dass nur eine 

faire politische Beilegung der Kurdenfrage 

nachhaltige Stabilität und Wohlstand 

sowohl für die Region als auch für die 

Türkei insgesamt bringen kann, und fordert 

daher beide Seiten auf, an den 

Verhandlungstisch zurückzukehren; stellt 

fest, dass eine Reihe von Gesetzen, 

darunter das 2016 angenommene Gesetz 

Nr. 6722 über den rechtlichen Schutz von 

Sicherheitskräften, die am Kampf gegen 

terroristische Vereinigungen beteiligt sind, 

eine Atmosphäre der „systematischen 

Straflosigkeit“ für die Sicherheitskräfte 

geschaffen hat; 

Gemeinden und Kirchen, durch die die 

Rechte religiöser Minderheiten verletzt 

werden; ist davon überzeugt, dass nur eine 

faire politische Beilegung der Kurdenfrage 

nachhaltige Stabilität und Wohlstand 

sowohl für die Region als auch für die 

Türkei insgesamt bringen kann, und fordert 

daher beide Seiten auf, an den 

Verhandlungstisch zurückzukehren; stellt 

fest, dass eine Reihe von Gesetzen, 

darunter das 2016 angenommene Gesetz 

Nr. 6722 über den rechtlichen Schutz von 

Sicherheitskräften, die am Kampf gegen 

terroristische Vereinigungen beteiligt sind, 

eine Atmosphäre der „systematischen 

Straflosigkeit“ für die Sicherheitskräfte 

geschaffen hat; 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/19 

Änderungsantrag 19 

Takis Hadjigeorgiou, Sofia Sakorafa, Neoklis Sylikiotis, Marie-Christine Vergiat, Rina 

Ronja Kari, Kateřina Konečná, Dimitrios Papadimoulis, Kostadinka Kuneva, Stelios 

Kouloglou, Kostas Chrysogonos, Josu Juaristi Abaunz, Nikolaos Chountis, Jiří 

Maštálka, Miguel Urbán Crespo, Lola Sánchez Caldentey, Estefanía Torres Martínez, 

Xabier Benito Ziluaga, Tania González Peñas, Sabine Lösing 

im Namen der GUE/NGL-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 18 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

18. fordert die Regierung der Türkei 

auf, die rechtlichen Verpflichtungen, die 

sie in Bezug auf den Schutz des kulturellen 

Erbes eingegangen ist, zu achten und 

uneingeschränkt umzusetzen, und 

insbesondere nach Treu und Glauben eine 

integrierte Bestandsaufnahme des 

griechischen, armenischen und assyrischen 

sowie sonstigen kulturellen Erbes 

vorzunehmen, das im Laufe des letzten 

Jahrhunderts zerstört wurde oder verfallen 

ist; fordert die Türkei auf, das 

Übereinkommen der UNESCO zum Schutz 

und zur Förderung der Vielfalt kultureller 

Ausdrucksformen aus dem Jahr 2005 zu 

ratifizieren; fordert die Türkei auf, bei der 

Verhinderung und Bekämpfung des 

illegalen Handels und der vorsätzlichen 

Zerstörung kulturellen Erbes mit den 

einschlägigen internationalen 

Organisationen zusammenzuarbeiten, 

insbesondere mit dem Europarat; 

18. fordert die Regierung der Türkei 

auf, die rechtlichen Verpflichtungen, die 

sie in Bezug auf den Schutz des kulturellen 

Erbes eingegangen ist, zu achten und 

uneingeschränkt umzusetzen, und 

insbesondere nach Treu und Glauben eine 

integrierte Bestandsaufnahme des 

griechischen, armenischen und assyrischen 

sowie sonstigen kulturellen Erbes 

vorzunehmen, das im Laufe des letzten 

Jahrhunderts zerstört wurde oder verfallen 

ist; fordert die türkischen Behörden auf, 

den historischen und kulturellen 

Charakter von kulturellen und religiösen 

Denkmälern und Symbolen 

uneingeschränkt zu achten, insbesondere 

wenn diese von der UNESCO als 

Welterbe eingestuft wurden, und von 

Maßnahmen abzusehen, mit denen ihre 

historische und religiöse Natur verändert 

werden soll; bedauert die wiederholten 

polarisierenden und provokativen 

Maßnahmen, mit denen die historische, 

kulturelle und religiöse Natur des 

UNESCO-Weltkulturerbes Hagia Sophia 

geändert werden soll und sie durch 

Lesungen des Korans und die 
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Organisation von Gebeten zu einer 

Moschee gemacht werden soll; fordert die 

Türkei auf, das Übereinkommen der 

UNESCO zum Schutz und zur Förderung 

der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen 

aus dem Jahr 2005 zu ratifizieren; fordert 

die Türkei auf, bei der Verhinderung und 

Bekämpfung des illegalen Handels und der 

vorsätzlichen Zerstörung kulturellen Erbes 

mit den einschlägigen internationalen 

Organisationen zusammenzuarbeiten, 

insbesondere mit dem Europarat; 

Or. en 



 

AM\1129583DE.docx  PE605.568v01-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

 

28.6.2017 A8-0234/20 

Änderungsantrag 20 

Takis Hadjigeorgiou, Neoklis Sylikiotis, Marie-Christine Vergiat, Sofia Sakorafa, Rina 

Ronja Kari, Dimitrios Papadimoulis, Kostadinka Kuneva, Stelios Kouloglou, Kostas 

Chrysogonos, Josu Juaristi Abaunz, Nikolaos Chountis, Jiří Maštálka, Miguel Urbán 

Crespo, Lola Sánchez Caldentey, Estefanía Torres Martínez, Xabier Benito Ziluaga, 

Tania González Peñas, Sabine Lösing 

im Namen der GUE/NGL-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 21 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

21. fordert die Türkei auf, ihre 

Außenpolitik weiter an die der EU 

anzugleichen; fordert eine engere 

Zusammenarbeit und Koordinierung im 

Hinblick auf die außenpolitischen 

Herausforderungen zwischen der EU und 

der Türkei; ist der Ansicht, dass der 

türkische Außenminister auf 

Einzelfallbasis zur Teilnahme an 

Sitzungen des Rates (Auswärtige 

Angelegenheiten) eingeladen werden 

sollte, wenn dies zweckdienlich ist; 

empfiehlt, dass der Rat die türkische 

Regierung zu einem Gipfeltreffen einlädt, 

um über die Beziehungen zwischen der 

EU und der Türkei zu sprechen; 

entfällt 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/21 

Änderungsantrag 21 

Takis Hadjigeorgiou, Neoklis Sylikiotis, Marie-Christine Vergiat, Sofia Sakorafa, Rina 

Ronja Kari, Dimitrios Papadimoulis, Kostadinka Kuneva, Stelios Kouloglou, Kostas 

Chrysogonos, Josu Juaristi Abaunz, Nikolaos Chountis, Miguel Urbán Crespo, Lola 

Sánchez Caldentey, Estefanía Torres Martínez, Xabier Benito Ziluaga, Tania González 

Peñas, Sabine Lösing 

im Namen der GUE/NGL-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 22 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

22. ist der Ansicht, dass eine Stärkung 

der Handelsbeziehungen konkrete 

Vorteile für die Bürger in der Türkei und 

der EU bringen könnte, und unterstützt 

daher angesichts der derzeitigen Defizite 

der Zollunion den Vorschlag der 

Kommission, Verhandlungen über die 

Aktualisierung der Zollunion 

aufzunehmen; bekräftigt, dass die EU der 

wichtigste Handelspartner der Türkei ist 

und dass zwei Drittel der ausländischen 

Direktinvestitionen in der Türkei aus EU-

Mitgliedstaaten stammen; unterstreicht 

ebenso die wirtschaftliche Bedeutung der 

Türkei als Wachstumsmarkt für die EU; 

sieht die Einbeziehung der Sozialpartner in 

die Verhandlungen als entscheidend an; 

fordert die Kommission auf, eine Klausel 

über die Menschenrechte und die 

Grundfreiheiten in die verbesserte 
Zollunion zwischen der Türkei und der EU 

aufzunehmen, sodass die Menschenrechte 

und die Grundfreiheiten dabei zu einer 

Schlüsselvoraussetzung werden; weist 

darauf hin, dass die Zollunion ihr 

vollständiges Potenzial nur dann 

ausschöpfen kann, wenn die Türkei das 

22. weist erneut darauf hin, dass die 

Verhandlungen über die Aktualisierung 
der Zollunion erst aufgenommen werden 

können, wenn die Türkei all ihre 

Verpflichtungen im Rahmen der 

bestehenden Zollunion uneingeschränkt 

umsetzt; betont, dass die Türkei ihre 

Häfen weiterhin nicht für Schiffe unter 

zyprischer Flagge öffnet und das 

Zusatzprotokoll zum Abkommen von 

Ankara gegenüber Zypern nicht 

anwendet; bekräftigt, dass die EU der 

wichtigste Handelspartner der Türkei ist 

und dass zwei Drittel der ausländischen 

Direktinvestitionen in der Türkei aus EU-

Mitgliedstaaten stammen; unterstreicht 

ebenso die wirtschaftliche Bedeutung der 

Türkei als Wachstumsmarkt für die EU; 

sieht die Einbeziehung der Sozialpartner in 

die Verhandlungen als entscheidend an; 

fordert die Kommission auf, im Fall einer 

verbesserten Zollunion zwischen der 

Türkei und der EU eine Klausel über die 

Menschenrechte und die Grundfreiheiten 

aufzunehmen, sodass die Menschenrechte 

und die Grundfreiheiten dabei zu einer 

Schlüsselvoraussetzung werden; nimmt 
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Zusatzprotokoll gegenüber allen 

Mitgliedstaaten vollständig umsetzt; 
nimmt die Schlussfolgerung der 

Kommission zur Kenntnis, dass es für eine 

weitere Integration des Handels mit der EU 

förderlich wäre, wenn die Türkei die 

Hindernisse für die Funktionsfähigkeit der 

Zollunion beseitigt; 

die Schlussfolgerung der Kommission zur 

Kenntnis, dass es für eine weitere 

Integration des Handels mit der EU 

förderlich wäre, wenn die Türkei die 

Hindernisse für die Funktionsfähigkeit der 

Zollunion beseitigt; 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/22 

Änderungsantrag 22 

Takis Hadjigeorgiou, Neoklis Sylikiotis, Marie-Christine Vergiat, Sofia Sakorafa, Rina 

Ronja Kari, Kateřina Konečná, Dimitrios Papadimoulis, Kostadinka Kuneva, Stelios 

Kouloglou, Kostas Chrysogonos, Nikolaos Chountis, Miguel Urbán Crespo, Lola 

Sánchez Caldentey, Estefanía Torres Martínez, Xabier Benito Ziluaga, Tania González 

Peñas, Sabine Lösing 

im Namen der GUE/NGL-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 23 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

23. stellt fest, dass die 

Visaliberalisierung für die türkische 

Bevölkerung, insbesondere für 

Geschäftsleute und für türkischstämmige 

Menschen in der EU, von zentraler 

Bedeutung ist und die Kontakte zwischen 

den Menschen verbessern wird; hält die 

türkische Regierung an, die verbleibenden 

noch offenen Kriterien zu erfüllen, die im 

Fahrplan für die Visaliberalisierung 

festgelegt sind; betont, dass die 

Überarbeitung ihrer Rechtsvorschriften zur 

Terrorismusbekämpfung eine zentrale 

Voraussetzung für die Sicherung der 

Grundrechte und Grundfreiheiten ist und 

dass eine Visaliberalisierung erst möglich 

ist, wenn alle Kriterien erfüllt wurden; 

23. stellt fest, dass die 

Visaliberalisierung für die türkische 

Bevölkerung, insbesondere für 

Geschäftsleute und für türkischstämmige 

Menschen in der EU, von zentraler 

Bedeutung ist und die Kontakte zwischen 

den Menschen verbessern wird; betont, 

dass die Überarbeitung ihrer 

Rechtsvorschriften zur 

Terrorismusbekämpfung eine zentrale 

Voraussetzung für die Sicherung der 

Grundrechte und Grundfreiheiten ist und 

dass eine Visaliberalisierung erst möglich 

ist, wenn alle Kriterien erfüllt wurden; 

betont, dass die Visaliberalisierung erst 

fortgesetzt wird, wenn die Türkei 

uneingeschränkt und auf nicht 

diskriminierende Weise alle Kriterien, die 

im Fahrplan für die Visaliberalisierung 

festgelegt sind, erfüllt und ihren 

Verpflichtungen gegenüber allen 

Mitgliedstaaten nachkommt; 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/23 

Änderungsantrag 23 

Takis Hadjigeorgiou, Neoklis Sylikiotis, Marie-Christine Vergiat, Sofia Sakorafa, Rina 

Ronja Kari, Kateřina Konečná, Dimitrios Papadimoulis, Kostadinka Kuneva, Stelios 

Kouloglou, Kostas Chrysogonos, Nikolaos Chountis, Jiří Maštálka, Miguel Urbán 

Crespo, Lola Sánchez Caldentey, Estefanía Torres Martínez, Xabier Benito Ziluaga, 

Tania González Peñas, Sabine Lösing 

im Namen der GUE/NGL-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 27 a (neu) 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

 27a. verleiht seiner Besorgnis darüber 

Ausdruck, dass der Gemischte 

Parlamentarische Ausschuss EU-Türkei 

in den letzten beiden Jahren aufgrund 

mangelnder Zusammenarbeit vonseiten 

der türkischen Vorstandsmitglieder nicht 

im Einklang mit seiner Geschäftsordnung 

tätig war; 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/24 

Änderungsantrag 24 

Takis Hadjigeorgiou, Neoklis Sylikiotis, Marie-Christine Vergiat, Sofia Sakorafa, Rina 

Ronja Kari, Kateřina Konečná, Dimitrios Papadimoulis, Kostadinka Kuneva, Stelios 

Kouloglou, Kostas Chrysogonos, Nikolaos Chountis, Miguel Urbán Crespo, Lola 

Sánchez Caldentey, Estefanía Torres Martínez, Xabier Benito Ziluaga, Tania González 

Peñas, Sabine Lösing 

im Namen der GUE/NGL-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 26 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

26. verurteilt aufs Schärfste alle in der 

Türkei begangenen Terroranschläge und 

steht der türkischen Bevölkerung bei 

unserem gemeinsamen Kampf gegen den 

Terrorismus entschlossen zur Seite; nimmt 

die bilateralen Beziehungen zwischen den 

EU-Mitgliedstaaten und der Türkei im 

Bereich der Zusammenarbeit zur 

Terrorismusbekämpfung bezüglich der 

„ausländischen Kämpfer“ zur Kenntnis; 

betont, dass eine intensive Zusammenarbeit 

zwischen Europol und den türkischen 

Strafverfolgungsbehörden von 

grundlegender Bedeutung für eine 

wirksame Bekämpfung des Terrorismus 

ist; verurteilt erneut, dass die kurdische 

Arbeiterpartei (PKK), die seit 2002 auf der 

EU-Liste terroristischer Vereinigungen 

steht, wieder Gewalttaten verübt, und 

fordert sie nachdrücklich auf, die Waffen 

niederzulegen und friedliche und 

rechtmäßige Mittel zu nutzen, um ihren 

Erwartungen Ausdruck zu verleihen; 
betont, dass eine friedliche Lösung der 

Kurdenfrage auch für die demokratische 

Zukunft der Türkei erforderlich ist und nur 

erzielt werden kann, wenn alle betroffenen 

26. verurteilt aufs Schärfste alle in der 

Türkei begangenen Terroranschläge und 

steht der türkischen Bevölkerung bei 

unserem gemeinsamen Kampf gegen den 

Terrorismus entschlossen zur Seite; nimmt 

die bilateralen Beziehungen zwischen den 

EU-Mitgliedstaaten und der Türkei im 

Bereich der Zusammenarbeit zur 

Terrorismusbekämpfung bezüglich der 

„ausländischen Kämpfer“ zur Kenntnis; 

betont, dass eine intensive Zusammenarbeit 

zwischen Europol und den türkischen 

Strafverfolgungsbehörden von 

grundlegender Bedeutung für eine 

wirksame Bekämpfung des Terrorismus 

ist; verurteilt alle Formen von Gewalt und 

betont, dass eine friedliche Lösung der 

Kurdenfrage auch für die demokratische 

Zukunft der Türkei erforderlich ist und nur 

erzielt werden kann, wenn alle betroffenen 

Parteien und demokratischen Kräfte 

einbezogen werden; fordert eine 

Wiederaufnahme der Verhandlungen im 

Hinblick auf eine umfassende und 

nachhaltige Lösung der Kurdenfrage;  
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Parteien und demokratischen Kräfte 

einbezogen werden; fordert eine 

Wiederaufnahme der Verhandlungen im 

Hinblick auf eine umfassende und 

nachhaltige Lösung der Kurdenfrage; 

fordert die Mitgliedstaaten auf, die 

Rechtsvorschriften durchzusetzen, nach 

denen die Nutzung von Zeichen und 

Symbolen von Vereinigungen, die auf der 

EU-Liste terroristischer Vereinigungen 

stehen, verboten ist, 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/25 

Änderungsantrag 25 

Takis Hadjigeorgiou, Neoklis Sylikiotis, Marie-Christine Vergiat, Sofia Sakorafa, Rina 

Ronja Kari, Kateřina Konečná, Dimitrios Papadimoulis, Kostadinka Kuneva, Stelios 

Kouloglou, Kostas Chrysogonos, Josu Juaristi Abaunz, Nikolaos Chountis, Miguel 

Urbán Crespo, Lola Sánchez Caldentey, Estefanía Torres Martínez, Xabier Benito 

Ziluaga, Tania González Peñas, Sabine Lösing 

im Namen der GUE/NGL-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 33 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

33. bekräftigt seine Forderung an die 

Türkei, mit dem Abzug ihrer Truppen aus 

Zypern zu beginnen, den abgesperrten 

Bereich von Famagusta im Einklang mit 

der Resolution 550 des VN-Sicherheitsrats 

(aus dem Jahr 1984) an die Vereinten 

Nationen zu übertragen und von 

Maßnahmen Abstand zu nehmen, die das 

demografische Gleichgewicht auf der Insel 

durch ihre Politik der illegalen Siedlungen 

ändern; weist darauf hin, dass die 

Umsetzung des Besitzstands der EU im 

künftigen türkisch-zyprischen Gliedstaat 

nach dem Inkrafttreten der Vereinbarung 

zur Streitbeilegung bereits im Vorfeld gut 

vorbereitet werden muss; würdigt in 

diesem Zusammenhang die 

ununterbrochene Fortsetzung der Arbeiten 

des aus beiden Gemeinschaften 

zusammengesetzten Ad-hoc-Ausschusses 

für die EU-Vorbereitung; sagt zu, seine 

Bemühungen um eine Zusammenarbeit 

mit der türkisch-zyprischen Gemeinschaft 

bei der Vorbereitung der vollständigen 

Integration in die EU zu verstärken, und 

fordert die Kommission auf, dasselbe zu 

tun; lobt die wichtige Arbeit des 

33. bekräftigt seine Forderung an die 

Türkei, mit dem Abzug ihrer Truppen aus 

Zypern zu beginnen, den abgesperrten 

Bereich von Famagusta im Einklang mit 

der Resolution 550 des VN-Sicherheitsrats 

(aus dem Jahr 1984) an die Vereinten 

Nationen zu übertragen und von 

Maßnahmen Abstand zu nehmen, die das 

demografische Gleichgewicht auf der Insel 

durch ihre Politik der illegalen Siedlungen 

ändern; weist darauf hin, dass die 

Umsetzung des Besitzstands der EU im 

künftigen türkisch-zyprischen Gliedstaat 

nach dem Inkrafttreten der Vereinbarung 

zur Streitbeilegung bereits im Vorfeld gut 

vorbereitet werden muss; würdigt in 

diesem Zusammenhang die Fortsetzung der 

Arbeiten des aus beiden Gemeinschaften 

zusammengesetzten Ad-hoc-Ausschusses 

für die EU-Vorbereitung; lobt die wichtige 

Arbeit des Ausschusses für die Vermissten 

(CMP), der sich sowohl mit türkischen als 

auch mit griechischen Zyprern beschäftigt, 

die als vermisst gelten, und lobt die 

Tatsache, dass ein verbesserter Zugang zu 

einschlägigen Standorten, auch in 

militärischen Gebieten, gewährt wurde; 
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Ausschusses für die Vermissten (CMP), 

der sich sowohl mit türkischen als auch mit 

griechischen Zyprern beschäftigt, die als 

vermisst gelten, und lobt die Tatsache, dass 

ein verbesserter Zugang zu einschlägigen 

Standorten, auch in militärischen Gebieten, 

gewährt wurde; fordert die Türkei auf, den 

CMP zu unterstützen, indem sie 

Informationen aus ihren Militärarchiven 

zur Verfügung stellt; fordert, dass die 

Tätigkeit des CMP eine besondere 

Würdigung erfährt, und begrüßt in diesem 

Zusammenhang die Ernennung eines 

ständigen Berichterstatters des 

Europäischen Parlaments für vermisste 

Personen; 

fordert die Türkei auf, den CMP zu 

unterstützen, indem sie Informationen aus 

ihren Militärarchiven zur Verfügung stellt; 

fordert, dass die Tätigkeit des CMP eine 

besondere Würdigung erfährt, und begrüßt 

in diesem Zusammenhang die Ernennung 

eines ständigen Berichterstatters des 

Europäischen Parlaments für vermisste 

Personen; 

Or. en 

 

 


